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278. Verordnung: Verarbeitungsvorgéinge, fiir die eine Datenschutz-Folgenabschitzung
durchzufiihren ist (DSFA-V)

278. Verordnung der Datenschutzbehorde iiber Verarbeitungsvorginge, fiir die eine
Datenschutz-Folgenabschiitzung durchzufiihren ist (DSFA-V)

Auf Grund des § 21 Abs. 2 des Datenschutzgesetzes (DSG), BGBI. I Nr. 165/1999, zuletzt geéndert
durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 24/2018, wird verordnet:

Geltungsbereich

§ 1. Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten fiir die Datenschutz-Folgenabschitzung, die
gemil Art. 35 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung, im Folgenden: DSGVO), ABIL. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1,
vom Verantwortlichen durchzufiihren ist.

Verarbeitungsvorginge, fiir die eine Datenschutz-Folgenabschiitzung durchzufiihren ist

§ 2. (1) Sofern die Verarbeitung rechtmifBig im Sinne der Art. 6, Art. 9 und 10 DSGVO erfolgt und
keine Datenverarbeitung gemifl der Verordnung der Datenschutzbehérde iiber die Ausnahmen von der
Datenschutz-Folgenabschitzung (DSFA-AV), BGBI. I Nr. 108/2018, vorliegt, ist nach Maligabe der
folgenden Bestimmungen jedenfalls eine Datenschutz-Folgenabschitzung durchzufiihren.

(2) Eine Datenschutz-Folgenabschétzung ist durch den Verantwortlichen durchzufiihren, wenn
zumindest ein in Z 1 bis Z 6 genanntes Kriterium erfiillt ist:

1. Verarbeitungen, die eine Bewertung oder Einstufung natiirlicher Personen — einschlieBlich des
Erstellens von Profilen und Prognosen — umfasst fiir Zwecke, welche die Arbeitsleistung,
wirtschaftliche Lage, Gesundheit, personliche Vorlieben und Interessen, die Zuverlédssigkeit oder
das Verhalten, den Aufenthaltsort oder Ortswechsel der Person betreffen und ausschlieSlich auf
einer automatisierten Verarbeitung beruhen und negative rechtliche, physische oder finanzielle
Auswirkungen haben kdnnen.

2. Verarbeitungen von Daten, die zur Bewertung des Verhaltens und anderer persdnlicher Aspekte
von natiirlichen Personen dienen und von Dritten dazu genutzt werden konnen, automatisierte
Entscheidungsfindungen zu treffen, die Rechtswirkung gegeniiber den bewerteten Personen
entfalten, oder diese in dhnlich erheblicher Weise beeintrichtigen.

3. Verarbeitungsvorginge, welche die Beobachtung, Uberwachung oder Kontrolle von betroffenen
Personen insbesondere mittels Bild- und damit verbundenen Akustikdatenverarbeitungen zum
Ziel haben und

a) iber Netzwerke erfasste Daten betreffen oder auf eine systematische, umfangreiche
Uberwachung 6ffentlich zugénglicher Bereiche abzielen,

b) 6ffentliche Orte, die gemial § 27 Abs. 2 Sicherheitspolizeigesetz (SPG), BGBI. Nr. 566/1991,
von einem nicht von vornherein bestimmten Personenkreis betreten werden konnen, erfassen,

¢) Strallen mit 6ffentlichem Verkehr, die gemél § 1 Straenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960),
BGBI. Nr. 159/1960, von jedermann unter den gleichen Bedingungen beniitzt werden kénnen,
erfassen,

d) Ortlichkeiten, welche aufgrund eines Kontrahierungszwanges von jedermann betreten werden
diirfen, erfassen,

e) Ortlichkeiten, welche aufgrund des &ffentlichen Interesses von jedermann betreten werden
diirfen, erfassen,
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f) Bildverarbeitungen unter Einsatz von mobilen Kameras zum Zweck der Vorbeugung oder
Abwehr gefahrlicher Angriffe oder krimineller Verbindungen im Offentlichen und
nichtoffentlichen Raum umfassen,

g) Bild- und Akustikverarbeitungen umfassen, die dem vorbeugenden Schutz von Personen oder
Sachen auf privaten, zu Wohnzwecken dienenden Liegenschaften dienen, die nicht
ausschlieflich vom Verantwortlichen und von allen im gemeinsamen Haushalt lebenden
Nutzungsberechtigten genutzt werden, oder

h) Kirchen, Gebetshduser, soweit sie nicht bereits von lit. b und lit. e erfasst sind, und andere
Einrichtungen, die der Religionsausiibung in der Gemeinschaft dienen, erfassen.

4. Verarbeitungen von Daten unter Nutzung oder Anwendung neuer bzw. neuartiger Technologien
oder organisatorischer Losungen, welche die Abschétzung der Auswirkungen auf die betroffenen
Personen und die gesellschaftlichen Folgen erschweren, insbesondere durch den Einsatz von
kiinstlicher Intelligenz und die Verarbeitung biometrischer Daten, sofern die Verarbeitung nicht
die bloBe Echtzeitwiedergabe von Gesichtsbildern betrifft.

5. Zusammenfiihrung und/oder Abgleich von Datensétzen aus zwei oder mehreren Verarbeitungen,
die zu unterschiedlichen Zwecken und/oder von verschiedenen Verantwortlichen durchgefiihrt
wurden, im Rahmen einer Datenverarbeitung, die iiber die von einer betroffenen Person
iiblicherweise zu erwartenden Verarbeitungen hinausgeht, sofern durch die Anwendung von
Algorithmen Entscheidungen getroffen werden konnen, welche die betroffene Person in
erheblicher Weise beeintrichtigen.

6. Verarbeitungsvorgéinge im hochstpersonlichen Bereich von Personen, auch wenn die
Verarbeitung auf einer Einwilligung beruht.

Im Zusammenhang mit Beschiftigungsverhéltnissen gilt dies nicht, wenn eine Betriebsvereinbarung oder
Zustimmung der Personalvertretung vorliegt. Als systematische Uberwachung sind jene Vorginge zu
verstehen, die im Rahmen eines Systems oder vorab festgelegt, organisiert und methodisch erfolgen.

(3) Eine Datenschutz-Folgenabschitzung ist durch den Verantwortlichen durchzufiihren, wenn ein
Verarbeitungsvorgang zwei oder mehr der nachstehenden Kriterien erfiillt:

1. Umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten gemifl Art. 9
DSGVO,

2. umfangreiche Verarbeitung von personenbezogenen Daten iiber strafrechtliche Verurteilungen
und Straftaten gemdf3 Art. 10 DSGVO,

3. Erfassung von Standortdaten im Sinne des § 92 Abs.3 Z 6 Telekommunikationsgesetz 2003
(TKG 2003), BGBI. 1. Nr.70/2003, die in einem Kommunikationsnetz oder von einem
Kommunikationsdienst verarbeitet werden und die den geografischen Standort der
Telekommunikationsendeinrichtung eines Nutzers eines offentlichen Kommunikationsdienstes
angeben,

4. Verarbeitung von Daten schutzbediirftiger betroffener Personen, wie unmiindige Minderjéhrige,
Arbeitnehmer, Patienten, psychisch Kranker und Asylwerber, wobei Abs.2 letzter Satz
sinngeméif} anzuwenden ist, oder

5. Zusammenfiihrung und/oder Abgleich von Datensétzen aus zwei oder mehreren Verarbeitungen,
die zu unterschiedlichen Zwecken und/oder von verschiedenen Verantwortlichen durchgefiihrt
wurden, im Rahmen einer Datenverarbeitung, die iiber die von einer betroffenen Person
tiblicherweise zu erwartenden Verarbeitungen hinausgeht, sofern diese fiir Zwecke erfolgen, fiir
welche nicht alle der zu verarbeitenden Daten direkt bei der betroffenen Person erhoben wurden.

Personenbezogene Bezeichnungen

§ 3. Bei den in dieser Verordnung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewéhlte
Form fiir alle Geschlechter.

Verweisungen

§ 4. Verweisungen in dieser Verordnung auf andere Bundesgesetze oder auf Verordnungen sind als
Verweisungen auf die jeweils geltende Fassung zu verstehen.

Inkrafttreten
§ 5. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

Jelinek

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2018-11-09T10:54:00+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2018-11-09T10:54:00+0100
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




